Kollegium "Lehrstellen und Fachkräfte für Sachsen"

Bündnis für Ausbildung 2006 

"Ausbildung braucht Zukunft"

Grundsätze 

In gemeinsamer Verantwortung engagieren sich im Kollegium "Lehrstellen und Fachkräfte für Sachsen" Landtag, Staatsregierung, Sozialpartner, Kammern und die Agenturen für Arbeit unter Berücksichtigung der Belange der Träger der Grundsicherung dafür, dass junge Menschen eine berufliche Perspektive erhalten. Betriebliche Ausbildung steht dabei an erster Stelle und einerseits in einem unmittelbaren Zusammenhang mit Beschäftigung und wirtschaftlicher Entwicklung. Ausbildung ist andererseits auch eine Voraussetzung für künftige Innovationen, Wachstum und Beschäftigung.

Bei Maßnahmen und Strategien zur Verbesserung der Ausbildungssituation darf die besondere demografische Situation in Ostdeutschland nicht unberücksichtigt bleiben. Zwar geht die Zahl der Schulentlassenen erstmals zurück. Da jedoch die Zahl der Altbewerber aus vergangenen Jahren erneut ansteigt, ist mit einer etwa gleich bleibenden Zahl an Lehrstellenbewerbern zu rechnen. Diese treffen auf eine sich unterschiedlich entwickelnde Wirtschaft mit weiterhin noch geringen Altersabgängen und einem in den meisten Branchen weiter anhaltenden Arbeitsplatzabbau. 

Wer die Zukunft der Berufsausbildung sichern will, muss den  weiter anhaltenden Trend zu einem größeren Anteil höher qualifizierter Arbeitskräfte beachten.  Prognosen und Studien gehen davon aus, dass in Deutschland bis 2020 rund 4% weniger Arbeitsplätze für Facharbeiter verfügbar sein werden als heute. Stattdessen werden Arbeitsplätze für höher Qualifizierte angeboten. Deutschland wird zudem auch im internationalen Vergleich für seinen viel zu geringen Anteil Studierender kritisiert. Die Wirtschaft erklärt ausdrücklich ihre Bereitschaft, ihr Engagement im Bereich der höher qualifizierenden Ausbildung zu verstärken. 

Das Kollegium erkennt an, dass Sachsens Schulpolitik mit der Akzentuierung der Kernfächer und der klaren Leistungsorientierung (z.B. zentrale Prüfungen) im innerdeutschen Vergleich zu guten Ergebnissen geführt hat. Ziel muss es sein, zur internationalen Spitzengruppe aufzuschließen. Die jüngsten Reformen des sächsischen Schulgesetzes und der Lehrpläne für die allgemein bildenden Schulen in Sachsen stärken ebenso wie die seitens der KMK vereinbarten Bildungsstandards die grundlegenden Kompetenzen der Schüler und lassen eine entsprechende weitere Verbesserung der Ausbildungsreife erwarten. Zugleich weist das Kollegium darauf hin, dass bei einem erheblichen Teil der Auszubildenden Defizite im Bereich der sozialen Kompetenzen festzustellen sind. 

Das Kollegium unterstreicht deshalb die gemeinsame Verantwortung von Eltern, Kindertagesstätten und Schulen sowie deren Partnern, die Kinder und Jugendlichen so zu erziehen und zu bilden, dass sie die erforderlichen Sozialkompetenzen sowie die Befähigung und Bereitschaft zur beruflichen Ausbildung erhalten. Angebote der Jugendhilfe sind gegebenenfalls ergänzend einzubeziehen.

Die sächsische Wirtschaft weist darauf hin, dass duale Ausbildung die wirtschaftlichste Form der Personalbeschaffung ist. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass Ausbildung 

über den eigenen Nachwuchsbedarf hinaus nur in äußerst begrenztem Umfang ohne staatliche Unterstützung erwartet werden kann, ohne gravierende Wettbewerbsnachteile durch hohe Ausbildungskosten in Kauf zu nehmen. Daher sollten die bewährten und entwickelten Formen der Kooperation gerade auch bei der Ausbildung Benachteiligter weiterentwickelt und begleitend evaluiert werden. 

Wesentliche Effizienzreserven der beruflichen Bildung können und müssen erschlossen werden. Insbesondere die hohen Abbruchquoten der verschiedenen Ausbildungssysteme zwischen etwa 17% in der dualen Ausbildung und 34%
 in der universitären Ausbildung sind nicht länger hinnehmbar. Das Kollegium ist der Auffassung, dass durch eine verbesserte Berufs- und Studienorientierung eine relativ rasche Senkung dieser volkswirtschaftlich teuren Abbruchquoten möglich ist. 

Das Kollegium wird die gemeinsam getragene sächsische Ausbildungsoffensive fortsetzen. Allen ausbildungswilligen und ausbildungsfähigen jungen Menschen soll ein Ausbildungsangebot unterbreitet werden. Dabei bleibt die Vermittlung in die duale Berufsausbildung vorrangig. Auch Jugendliche mit eingeschränkten Vermittlungschancen sollen auch mit Qualifizierungsangeboten Perspektiven für den Einstieg in die berufliche Ausbildung und das Berufsleben erhalten, die Zahl der Altbewerber ist spürbar zu reduzieren. Möglichst viele von ihnen müssen einen am Arbeitsmarkt verwertbaren Berufsabschluss erhalten.

In Anbetracht der geschilderten Situation bittet das Kollegium die Staatsregierung, zusätzlich zu den im Folgenden benannten Verpflichtungen der im Kollegium vertretenen Partner in einen neuen Dialog um eine sächsische Berufsbildungsoffensive einzutreten und dessen Ergebnisse anschließend umzusetzen.

Verpflichtungen der Partner

Die sächsische Wirtschaft einschließlich der freien Berufe setzen sich dafür ein, dass eine entsprechende Anzahl betrieblicher Ausbildungsplätze, mindestens in der Höhe des Vorjahres, zur Verfügung gestellt wird. Davon sollen 2.344 Plätze in erstmals ausbildenden Unternehmen neu entstehen. Ferner verpflichtet sich die Wirtschaft, 2006 1.900
 duale Studienplätze an sächsischen Fachhochschulen und Berufsakademien bereit zu stellen. 

Die sächsische Wirtschaft wird auch in diesem Ausbildungsjahr - vorrangig für die Berufsvorbereitung der Altbewerber und zusätzlich zu den betrieblichen Ausbildungsplätzen - Plätze für Einstiegsqualifikationen in Höhe des Vorjahres (3.120 Plätze) zur Verfügung stellen.

Der Freistaat Sachsen wird für die Laufbahnen des mittleren und gehobenen Dienstes sowie in Berufen nach BBiG/HwO insgesamt 615 Ausbildungsplätze, gegenüber dem Vorjahr 172 Plätze weniger, anbieten. Im Interesse der Beschäftigungschancen der Auszubildenden für geeigneter hält der Freistaat Sachsen vor dem Hintergrund des erforderlichen erheblichen Stellenabbaus in den sächsischen Behörden eine Konzentration der staatlich finanzierten Ausbildungsbemühungen auf die zusätzlichen Ausbildungsprogramme.

Im Rahmen des Bund-Länder-Ausbildungsplatzprogramms Ost 2006/2007, umgesetzt in der von Bund und ESF kofinanzierten Gemeinschaftsinitiative Sachsen (GISA) werden 2.804 betriebsnahe Ausbildungsplätze bereit gestellt.

Der Freistaat Sachsen wird darüber hinaus - besonders im Hinblick auf die zunehmende Zahl von Altbewerbern - beide Landesergänzungsprogramme zur GISA mit bis zu 1.980 betriebsnahen Ausbildungsplätzen vorrangig für Altbewerber und unter Berücksichtigung Jugendlicher aus Bedarfsgemeinschaften zur Verfügung stellen. Die Rahmenbedingungen werden insbesondere hinsichtlich der sozialpädagogischen Betreuung, der Anrechnung beruflicher Vorbildung und der Übernahme erforderlicher Fahrtkosten verbessert. 

Sofern Bedarf besteht, wird der Freistaat Sachsen eine nochmalige Aufstockung der Landesergänzungsprogramme vorrangig für Lehrstellenabbrecher mit Ausbildungsbeginn am 1.2.2007 prüfen. 

Der Freistaat wird in Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft bis zu 2.500 zusätzliche Ausbildungsplätze fördern. Durch eine strenge Ausführung der Förderrichtlinie und die klare Definition der Zusätzlichkeit der Ausbildung soll das Engagement entsprechend gefördert und Mitnahmeeffekte ausgeschlossen werden.

Die ausbildungsfördernden Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit und der 23 Arbeitsgemeinschaften (berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen BvB, Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen BaE und ausbildungsbegleitende Hilfen abH) werden in deren gemeinsamer Verantwortung in vergleichbarer Größenordnung wie im Vorjahr fortgesetzt:

· Für allgemeine berufsvorbereitende Maßnahmen werden 2006 in Sachsen ca. 5000 neue Teilnehmerplätze bereitgestellt. Im Haushaltsjahr 2006 stehen für diese Maßnahmeform rund 24 Mio. € an Ausgabemitteln zur Verfügung, eine Aufstockung durch ggf. nicht benötigte Mittel für Berufsausbildungsbeihilfen ist möglich. Es ist jedoch zu beachten, dass die Auslastung der Teilnehmerplätze für berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen durch das Angebot an schulischen Berufsvorbereitungsmaßnahmen und an Plätzen im Rahmen von Sonderprogrammen des Freistaates Sachsen beeinflusst wird.

· Weiterhin werden auch in diesem Jahr ca. 5.000 neue außerbetriebliche Ausbildungsplätze für Benachteiligte (§241 SGB III) finanziert.

Die sechs zugelassenen kommunalen Grundsicherungsträger werden ihre ausbildungsfördernden Maßnahmen (BaE sowie abH) mindestens auf gleicher Höhe wie im Vorjahr fortsetzen: 

· Im Bereich der BaE werden diese 2006 ca. 500 neue Plätze bereitstellen. Dafür sind im Haushaltsjahr 2006 bis zu 7 Mio. € eingeplant.  

· Des Weiteren werden die Options-Landkreise ca. 100 Plätze in ausbildungsbegleitenden Maßnahmen sowie ca. 390 Plätze in sonstigen ausbildungsfördernden Maßnahmen fördern. Hierfür stehen insgesamt ca. 1,6 Mio. € zur Verfügung. 

Da sich jedoch die berufliche Qualifizierung von jungen Menschen im Freistaat Sachsen vorerst noch nicht überwiegend durch die duale Berufsausbildung realisieren lässt, halten die öffentlichen berufsbildenden Schulen und die berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft im Rahmen der verfügbaren Ressourcen schulische Bildungsangebote zur Berufsausbildung, Berufsgrundbildung, Berufsvorbereitung und Studienqualifizierung vor. Dies sind:

· Angebote der schulischen Berufsausbildung (Berufsfachschulen) einschließlich der Angebote zur Ausbildung in den Gesundheitsfachberufen, sowie 

· Angebote der schulischen beruflichen Grundbildung als erstes Jahr der Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf (schulisches Berufsgrundbildungsjahr, einjährige Berufsfachschule) mit dem Ziel der Anrechnung auf die Ausbildungszeit in einem anerkannten Ausbildungsberuf,

· Angebote der schulischen Berufsvorbereitung mit der Orientierung auf eine zielgruppenoptimierte Berufsausbildungsvorbereitung und

· Angebote studienqualifizierender Bildungsgänge (zweijährige Fachoberschule, Berufliches Gymnasium).

Ferner wird der Freistaat Sachsen sich bemühen, für das bereits bestehende Förderprogramm zur Weiterbildung von Assistenten zu Berufsabschlüssen nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) im bedarfsgerechten Umfang Mittel zur Verfügung zu stellen.

Der Freistaat Sachsen wird die Programme zur Förderung der betrieblichen Erstausbildung weiterführen. Schwerpunkt bleibt dabei die Förderung der Verbundausbildung, der überbetrieblichen Lehrunterweisung im Handwerk sowie des Erwerbs von Zusatzqualifikationen. Unternehmen werden weiter darin unterstützt, Ausbildungsverträge mit Jugendlichen aus besonderen Zielgruppen abzuschließen. Dies betrifft Jugendliche aus berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, junge Mütter und Väter sowie Ausbildungsverträge unter Anrechnung des Berufsgrundbildungsjahres.

Zur strukturellen Verbesserung der Ausbildungsbereitschaft bei kleinen und mittleren Unternehmen stehen im Freistaat Sachsen bis zum Ende der laufenden ESF-Förderperiode bis zu 7 Mio. € für die Förderung von Fachkräftenetzwerken zur Verfügung. 

Zur Verbesserung der Berufsorientierung im Förderschwerpunkt „Zusammenarbeit zwischen Schule und Wirtschaft“ stehen bis  Mitte 2008 noch rund 2 Mio. € zur Verfügung.

Das Kollegium verpflichtet sich, die Ergebnisse der Maßnahmen mit dem Abrechnungsstichtag 31.12.2006 gemeinsam öffentlich zu kommunizieren.

Dresden, 12. Juli 2006
� Quelle: Bericht "Zukunft von Bildung und Arbeit" der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 2006 (noch unveröffentlicht)


� 1.700 Plätze an den Berufsakademien, 200 Plätze in dualen / kooperativen Studiengängen an Fachhochschulen
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